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nicht unter den Begriff einer Druckſchrift fallen würden , und eine

analoge Unterſcheidung iſt bei Bildwerken zu machen , ſo daß z. B.

reine Porträts nicht , wohl aber Carrikaturen von ſolchen , weil in

der Regel eine Kritik über die porträtirte Perſon darſtellend , den

Vorſchriften über Druckſachen zu unterwerfen ſind .

Zweiter Titel .

Von der Polizei der Preſſe .

Die in dieſem Titel aufrecht erhaltenen preßpolizeilichen Vor⸗

ſchriften bezwecken theils die Sicherung eines wirkſamen Strafver⸗
fahrens wegen der durch die Preſſe verübten Vergehen , theils ge⸗
währen ſie den Betheiligten ein ſelbſtſtändiges Mittel der Abwehr

gegen unwahre Ausſtreuungen , theils ſtellen ſie die Fälle feſt , in

welchen eine Verbreitung von Druckſchriften nicht ſtattfinden darf .

Dieſelben haben zum Gegenſtand :
1. Die Kundbarmachung der Druckereien undihrer

Leiter ( §. 4 ) ;
2. Die Angaben , welche eine Druckſchrift über

die bei ihrem Erſcheinen betheiligten Perſonen und
Druckort enthalten muß ( §. 5) ;

3. Die Hinterlegung von ſog . Pflichtexemplaren
( F. 6) ;

4. Die Verkündung von Verurtheilungen durch
die Druckſchrift , deren Inhalt ſie betreffen ( F 1U

5. Die Aufnahme von Berichtigungen ( . 14797
6. Die Verbote von Veröffentlichungen und der

Verbreitung von Druckſchriften ( §§. 7. 9
Im Einzelnen iſt zu bemerken :

3uf 1

Das Geſetz verlangt , daß bei jeder Eröffnung eines

Druckereigeſchäfts oder bei Uebernahme der Leitung
eines ſolchen durch eine andere Perſon der Polizeibehörde
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hiervon Anzeige gemacht und zugleich das Lokal des Ge⸗

werbebetriebs angegeben , ſowie auch von jedem Wechſel des

Lokals der gedachten Behörde Mittheilung gemacht werde . Die

Pflicht hierzu liegt Demjenigen ob , welcher die Druckerei leitet

und betreibt , mithin dem Inhaber des Geſchäfts , oder , wo

dieſer das Gewerbe nicht in eigener Perſon leitet , d. h. wo dieſer

ſich von jeder Theilnahme an der Leitung fernhält , dem Ge⸗

ſchäftsführer deſſelben . P⸗G . F. 4. Ebendieſe Perſon iſt der

Drucker im Sinne der verſchiedenen deßfallſigen Beſtimmungen
des Preßgeſetzes . ſ . §F§. 5. 6. 10 . 11 . 13 . desſ . Jede Uebertretung

dieſes Gebots hat eine polizeiliche Geldſtrafe bis zu 100 fl. zur

Folge . P. ⸗G. §. 8.

Auf andere gewerbliche Anſtalten , deren Erzeugniſſe dem Preß⸗

gefetz unterliegen , wie lithographiſche und photographiſche Werk⸗

ſtätten iſt das Gebot der gedachten Anzeige nicht auszudehnen .

Zu 2.

Das Geſetz hält daran feſt , daß keine Druckſchrift (ſ . Erl .

zum I. Tit . Ziff . III . ) im Großherzogthum gedruckt oder

auch nur gewerbsmäßig oder ſonſt durch Austheilung an Mehrere
verbreitet werden darf , welcher nicht der Name des Druckers

(ſ . oben zu 1) und der Druckort beigeſetzt iſt . P . G . F§. 5.

Dagegen ſieht daſſelbe von einem Gebot der Angabe des Verfaſ⸗

ſers oder Herausgebers und Verlegers , ſowie der den Zeitungen
und Zeitſchriften bisher beizufügenden Benennung eines verant⸗

wortlichen Redakteurs , ab. Daß damit die Benennung auch dieſer

Perſonen , wenn ſie es in ihrem perſönlichen Intereſſe für angemeſſen

erachten , nicht ausgeſchloſſen ſei , bedarf kaum der Erwähnung .

Es kann hierbei die Frage aufgeworfen werden , welcher Name

auf der Druckſchrift angegeben ſein müſſe , wenn die Druckerei un⸗

ter einem beſonderen Geſchäftsnamen ( Firma ) geführt wird . Be⸗

rückſichtigt man , daß der Zweck der geſetzlichen Vorſchrift lediglich

darauf geht , daß durch die Druckſchrift ſelbſt die Perſon des ( haft⸗

baren ) Druckers bekannt werde , dieſer Zweck aber durch die Nen⸗

nung der Firma eben ſo ſicher erreicht iſt , wie durch Nennung
der Perſon des Druckers , weil die Leiter des Geſchäftes zur Kennt⸗

niß der Polizeibehörde zu bringen ſind ( P. ⸗G. F. 4, ſ. oben zu 1) ,
anderſeits aber die gewerblichen Verhältniſſe für den Drucker ein
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Intereſſe begründen können , daß ſeine Preßerzeugniſſe den der Ge⸗

ſchäftswelt bekannteren Namen ſeiner Firma tragen , ſo hat man

die Angaben dieſer für genügend zu erachten .

Fehlen einer Druckſchrift die geforderten Angaben , ſo ver⸗

fallen der ( inländiſche ) Drucker und der ( in - oder ausländiſche)
Verbreiter in eine polizeiliche Geldſtrafe bis zu 100 fl . ; dagegen

iſt , wenn die beigeſetzten Angaben falſch ſind , gegen den

Drucker als Urheber derſelben und gegen diejenigen , welche die

Druckſchrift verbreitet haben , obgleich ſie wußten , daß die

Angaben falſch ſeien , eine polizeiliche Gefängnißſtrafe bis zu

vier Monaten zu erkennen . P. ⸗G. F. 8. Zugleich rechtfertigen

dieſe Uebertretungen eine polizeiliche Beſchlagnahme der Druckſchrift .
PG . §. 19 . 20 .

Zu 3.

Das neue Preßgeſetz hat die Vorſchrift beibehalten , daß in der

Regel von den im Großherzogthum erſcheinenden Druckſchriften je

ein Exemplar bei der Polizeibehörde zu hinterlegen

iſt , und dieſe auf Verlangen hierüber eine Beſcheinigung mit An⸗

gabe des Tags und der Stunde der Hinterlegung auszuſtellen hat .

Dieſes Gebot trifft jedes einzelne ausgegebene Blatt

oder Heft der im Inland erſcheinenden Zeitungen und Zeit⸗

ſchriften und die anderen ( im Inland gedruckten ) Schriften ,

welche nicht über 5 ( früher 20 ) Bogen im Druck betragen ;

ausgenommen ſind die Blätter oder Schriften rein wiſſen⸗

ſchaftlichen , artiſtiſchen oder techniſchen Inhalts und

die amtlich herausgegebenen Blätter . Die weſentliche Ab⸗

weichung der neuen Beſtimmung von der früheren beſteht darin ,

daß die Hinterlegung erſt mit dem Beginne der Austhei⸗

lung der Druckſchrift ( und nicht mehr wie ehedem ſchon einige

Zeit vorher ) zu geſchehen braucht , und daß ſie dem Drucker (nicht

mehr dem Verleger ) zur Pflicht gemacht iſt , weil dieſer allein die⸗

jenige Perſon iſt , welche in allen Fällen bekannt wird . P. ⸗G.

F . 6. Wegen Uebetretung des Gebots verfällt der Drucker in eine

polizeiliche Geldſtrafe bis zu 100 fl . , P . ⸗G. F. 8; dagegen findet

deßhalb eine Beſchlagnahme nicht ſtatt , weil die gebotene Hinter⸗
legung des ſog . Pflichtexemplars keine Vorausſetzung für die Statt⸗

haftigkeit der Verbreitung der Druckſchrift iſt .
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Die gedachte Verbindlichkeit liegt dem Drucker ſelbſt dann
ob , wenn die Austheilung der Druckſchrift nicht von ihm, ſondern
von einem Dritten ausgeht , aber er darf ſich derſelben unzweifel⸗ſn
haft auch dadurch entledigen , daß er dieſen Dritten mit der Hin⸗
terlegung des Pflichtexemplars beauftragt , ohne daß jedoch ſeine

ua Haftbarkeit wegfiele , wenn der Beauftragte verſäumte den Auftrag
egelk, rechtzeitig zu vollziehen . Will der Drucker dieſen Ausweg nicht

„ wählen , ſo mag er ſich mit dem Dritten über die Zeit des Beginns
der Austheilung verſtändigen , damit er ſeiner Verbindlichkeit recht⸗
zeitig nachkommen könne ; er hat aber auch das unbeſtreitbare Recht
die Hinterlegung ſchon vor dem Beginn der Austheilung durch den
Dritten zu vollziehen , wenn er dieſes für angemeſſen erachtet um
ſich gegen jede Verantwortlichkeit ſicher zu ſtellen .

Zu 4.
u, duß in d Die Gerichte haben das Recht behalten , in dem Strafurtheil ,

iwelches ſie wegen des Inhalts einer Zeitung oder Zeitſchrift
erlegen erlaſſen , zugleich anzuordnen , daß daſſelbe in eben dieſe Druckſchrift

t M. eingerückt werde , weil die Strafrechtspflege ein Intereſſe daran hat ,
hal . daß derſelbe Leſerkreis , welcher zur Kenntniß des für ſtrafbar er⸗

Dlal kannten Artikels gekommen iſt , auch die eingetretene Beſtrafung er⸗
et und Zeihfahre . Dieſem Recht der Gerichte entſpricht die Pflicht des Druckers
IScrriften , ( F. oben zu 1) die richterlich angeordnete Einrückung unent⸗

geltlich und innerhalb 8 Tagen von Zuſtellung des
Urtheils an ihn , oder wenn während dieſer Friſt die
Zeitung oder Zeitſchrift nicht erſcheint , in ihrer
nächſtfolgenden Nummer zu vollziehen , wobei noch zu be⸗
achten , daß das Urtheil durchaus ohne Zuſätze , Weglaſſungen
oder Bemerkungen eingerückt werden muß . P. ⸗G. F. 10 .
Abſ. 1. 2. Zur Durchführung der angeordneten Einrückung dient

itdas Recht des Gerichts gegen den Drucker , welcher ſeine Ver⸗
Ebindlichkeit nicht erfüllt eine Geldſtrafe zu erkennen und zwar
30 wiederholt , ſo jedoch, daß der Geſammtbetr ag der mehreren
ulfucceſſiv erkannten Geldſtrafen die Summe von 500 fl . nicht über⸗
aſteigen darf . Ueberdieß , d. h. wenn durch die bis zu dem äußerſten

suläfſigen Maaße erkannten Geldſtrafen der Drucker nicht bewogen
„ werden konnte , die Einrückung eintreten zu laſſen , mithin an Stelle

derſelben nicht aber auch neben ihnen , kann das Gericht auf
2

And
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Koſten des Druckers eine anderweite Veröffent⸗

lichung anordnen , welche geeignet erſcheint , den Zweck der ge⸗

dachten Einrückung zu erfüllen . P. ⸗G. F. 10 Abſ . 3.

Das Geſetz läßt unbeſtimmt , bis zu welchem Betrag jede ein⸗

zelne Geldſtrafe anſteigen könne ; berückſichtigt man , daß der Ent⸗

wurf urſprünglich nur eine einmalige Geldſtrafe bis zu 100 fl.

zuließ , und daß dieſe Beſtimmung nur durch die Zulaſſung einer

Wiederholung dieſer Strafe ausgedehnt werden wollte , ſoiſt

unzweifelhaft , daß man , obgleich es ſich hier um eine Strafe handelt ,

welche der über das beſtrafte Verbrechen erkennende

Strafrichter ( und nicht wie in den Fällen der §§. 4 —9 und 11

das Polizeiſtrafgericht ) ausſpricht , gleichwohl den vorhin angegebenen

Betrag , welcher das höchſte Maaß der ohne nähere Beſtimmung

gedrohten polizeilichen Geldſtrafen darſtellt ( P. St . ⸗G. ⸗B. F. 6) .

zugleich als Maximalbetrag der hier fraglichen einzelnen Strafen

im Auge behalten hat .

Die erſte Geldſtrafe kann ſofort nach Umlauf der oben gedach⸗

ten Friſt erkannt werden , dagegen ſetzt die Wiederholung derſelben

voraus , daß die vorausgegangene Strafverfügung dem Drucker zu⸗

geſtellt und von dieſer Zuſtellung abermals dieſelbe Friſt um⸗

laufen ſei.
Gegenüber den auswärtigen Zeitungen oder Zeitſchrifteg

kommt , im Falle Geldſtrafen das Einrücken des ergangenen Urtheils

nicht herbeizuführen vermögen , das ( im Lauf der Verhandlung del

II . Kammer vom 12 . November 1867 zu F. 17 des P. ⸗G. au

als für dieſen Fall anwendbar anerkannte ) Recht des Gr . Min

ſteriums des Innern in Betracht , dieſelben bis auf die Dauel

von zwei Jahren zu verbieten . P. ⸗G. F. 17 .

Die Fälle anlangend , in welchen das Gericht das Einrückel

ſeines Strafurtheils anordnen kann , läßt die allgemeine Faſſung di

Geſetzes keinen Zweifel darüber aufkommen , daß dieſe Anordnung b

jeder ſtrafgerichtlichen Verurtheilung ſtatthaft iſt , beſ
der wegen eines auf Privatanklage verfolgten Vergehens ergangenſ

Verurtheilung jedoch nur unter der Vorausſetzung , daß der Anklägtl

ſeinen Antrag darauf geſtellt hat ( ogl . St . ⸗G. ⸗B. F. 314 . )

Es bedarf wohl kaum der Erwähnung , daß der Drucker dutt

den Widerſpruch des Herausgebers ( Redakteurs ) oder Verlegerk
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gegen die Einrückung ſeiner Verpflichtung hierzu nicht enthoben
wird , darum aber auch berechtigt ſein muß die Einrückung ſelbſt
gegen den Willen der gedachten Perſonen zu vollziehen .

Zu 5.

Werden in einer Zeitung oder Zeitſchrift Thatſachen
mitgetheilt , an deren Berichtigung oder Widerlegung eine

Behörde oder Privatperſon ein Intereſſe hat , ſo iſt der
Drucker bedingungsweiſe verpflichtet , auf Verlangen der

betheiligten Behörde oder Privatperſon eine deßfallſige Ent⸗

gegnung unentgeltlich aufzunehmen . Die Bedingungen
dieſer Verpflichtung ſind , daß die Entgegnung von dem Einſen⸗
der unterzeichnet iſt , daß dieſelbe den Raum des berichtigten
Artikels nicht erheblich überſteigt und daß ſie keinen ſtraf⸗
baren Inhalt hat ; namentlich verdient hervorgehoben zu werden ,
daß die Ueberſchreitung des Raumes nicht nur das Recht auf Un⸗

entgeltlichkeit der Aufnahme der Entgegnung , ſondern jede Ver⸗

bindlichkeit zu dieſer Aufnahme ausſchließt . Die Verpflichtung des
Druckers geht aber im Einzelnen dahin , daß die Entgegnung in

den gleichen Theil der Druckſchrift , in welchem die be⸗

richtigten Thatſachen mitgetheilt waren , mit der gleichen Schrift
wie der berichtigte Artikel , in einer der nächſten beiden nach
Empfang der Entgegnung erſcheinenden Nummern
und ohne Einſchaltungen oder Weglaſſungen aufge⸗
nommen werde . P . ⸗G. F. 11 . Abſ . 1.

Beanſtandet der Drucker ſeine Verbindlichkeit zur Aufnahme
der Berichtigung oder Wiederlegung , ſo kann er innerhalb 24
Stunden nach Empfang der Zuſendung eine Entſcheidung
des Amtsgerichts hierüber beantragen ; dieſes hat die geforderte
Entſcheidung unverzüglich zu ertheilen ; gegen dieſelbe kann von
keinem Theil ein Rechtsmittel ergriffen werden . P . G. §. 11 Abſ. 2.

Hat der Drucker die Aufnahme der Entgegnung unterlaſſen
ohne durch eine ſolche Entſcheidung von der Verbindlichkeit hierzu
befreit worden zu ſein , oder hat er dieſelbe vorſchriftswidrig voll⸗

zogen , ſo iſt auf Antrag der Betheiligten von dem Amts⸗

gericht eine polizeiliche Geldſtrafe bis zu 100 fl. auszuſprechen und
dieſen außerdem der Erſatz des für ſonſtige Veröffentlichung be⸗

ſtrittenen Aufwands zuzuerkennen , beides jedoch nur unter der

2 *
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Vorausſetzung , daß ſich aus den deßfallſigen Ver⸗

handlungen die Grundloſigkeit der Nichtaufnahme

ergiebt . P . G. §. 11 Abſ . 3.

Zur Beſeitigung einiger Zweifel , zu welchen dieſe Beſtimmungen

Anlaß geben können ſei hier noch bemerkt : 1) Dieſelben finden

dann keine Anwendung , wenn der Artikel , auf welchen die Entgeg⸗

nung ſich bezieht keine Thatſachen , ſondern eine Kritik enthält oder ,

wenn die Entgegnung nicht die mitgetheilten Thatſachen berichtigt oder

widerlegt , ſondern ſich gegen anderweite damit verbundene Aus⸗

laſſungen richtet . 2) Jede Behörde oder Privatperſon , auf deren

Verhältniſſe ſich die zu berichtigenden Thatſachen beziehen , erſcheint

als ein zur Entgegnung berechtigter Betheiligter , wenn gleich ſie in

dem betreffenden Artikel nicht genannt worden iſt . 3) Ueber die

Frage ob die Entgegnung das geſtattete Maaß erheblich über⸗

ſteige entſcheidet das richterliche Ermeſſen , wobei insbeſondere auch

darauf Rückſicht zu nehmen iſt , ob die Entgegnung mehr Raum

einnimmt , als zu einer den Verhältniſſen des Falls entſprechenden

Erklärung erforderlich erſcheint . 4 ) Das Verbot von Einſchaltungen

ſchließt nicht allein Beiſätze in Worten , ſondern auch die Bei⸗

fügung von Zeichen ( Fragezeichen , Ausrufungszeichen und dergl . )

aus , wodurch eine Anſicht über den Inhalt der Entgegnung kund⸗

gegeben wird ; glaubt der Drucker Anlaß zu einer ſolchen Anſichts⸗

äußerung zu haben , ſo darf er dieſelbe doch nur in einer von der

Entgegnung getrennten beſonderen Erklärung ausſprechen ; dieß gilt

insbeſondere auch dann , wenn er auf der Wahrheit der berichtigten

Thatſachen beſtehen , mithin die Berichtigung für unbegründet erklären

zu müſſen glaubt ; in keinem Falle entbindet ihn die Behauptung

der Wahrheit der mitgetheilten Thatſachen von der Verbindlichkeit

die Entgegnung aufzunehmen .
Es iſt ſelbſtverſtändlich , daß der Drucker hinſichtlich der Auf⸗

nahme einer Entgegnung der gedachten Art von dem Widerſpruch
des Herausgebers u. ſ. w. ebenſo unabhängig iſt , wie bezüglich der

Einrückung von Strafurtheilen .

Zu 6.

Die Verbote von Veröffentlichungen und der Verbreitung von

Druckſchriften , welche das Geſetz enthält ſind

a. theils ſolche, welche gegründet auf einen Nothſtand
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ausnahmsweiſe eine wahre Beſchränkung der Preßfreiheit be⸗

gründen ( §. 9) ,
b. theils ſolche, welche ſichals Conſequenzen aus ander⸗

weiten Beſtimmungen des Geſetzes darſtellen ( §. 7) .
Zu a.

Hierher gehört die Beſtimmung , daß in Zeiten von Krieg
oder Kriegsgefahr nicht allein ( wie nach bem bisherigen Preß⸗
geſetz ) Mittheilungen über Truppenbewegungen und Vertheidigungs⸗
mittel des Großherzogthums oder ſeiner Verbündeten , ſondern Ver⸗

öffentlichungen jeder Art verboten werden können ,
welche die militäriſchen Intereſſen des Großherzog —
thums oder ſeiner Verbündeten gefährden . Das Ver⸗
bot kann jedoch nur durch Polizeiverordnung ( d. h. durch
den Großherzog oder das Gr . Miniſterium des Innern , ogl .
P. ⸗St . ⸗G. ⸗B. F. 234 ) erlaſſen werden . P. G . §. 9 Abſ. 1. Die

Uebertretungen eines ſolchen Verbots unterliegen einer polizeilichen
Geldſtrafe bis zu 500 fl . oder einer von dem Polizeigericht zu
erkennenden ( Amts - bezw. Kreis - ) Gefängnißſtrafe bis zu ſechs
Monaten . P. ⸗G. F. 9 Abſ. 2 vgl. St . ⸗G. ⸗B. §. 38 —40 . Außer⸗
dem hat die polizeiliche Beſchlagnahme der verbotswidrigen Ver⸗

öffentlichung einzutreten . P. ⸗G. 191 . 20 .

Für den Fall innerer Unruhen bedurfte es einer ähnlichen
Vorſorge nicht, weil hierfür in dem §. 3 des Geſ. v. 29 . Januar

1851 , den Kriegszuſtand betreffend ( Reg. ⸗Bl. VI . 39 ) . Die noch
weiter gehende Maßregel beſteht , daß wo der Kriegszuſtand verkündet

iſt , die Militärbehörden in Gemeinſchaft mit den ihnen beigegebenen
Civilkommiſſären jede Art von Beſchränkung der freien Preſſe ein⸗
treten laſſen können .

Zu b.

Dieſe Verbote finden ſich in der Vorſchrift , daß keine Druck⸗

ſchrift verbreitet werden darf , gegen welche ein Beſchlag verfügt
( §. 19 ) und bekannt gemacht oder eine Verurtheilung
( §. 16 ) ausgeſprochen worden iſt , oder welche unter ein verfügtes
Verbot ( §. 9. 17 ) fällt . )

1) Der §. 7 des P. ⸗G. verweist in den aufgenommenen Citaten auch
auf den §. 10, als einen Fall für das Verbot einer Druckſchrift , obgleich dieſer



22

In dieſen Fällen iſt aber nicht allein die Verbreitung der mit

Beſchlag belegten , verurtheilten oder die verbotene Veröffentlichung

enthaltenden Druckſchrift ſelbſt , ſondern auch jede Veröffent⸗

lichung eines Abdrucks derjenigen Stellen dieſer Schrift

unterſagt , auf welche ſich das eine oder andere bezieht . P. ⸗G. F. 7.

Die Uebertretungen dieſer Vorſchrift haben nicht allein polizeiliche

Geldſtrafe bis zu 100 fl. zur Folge , P⸗G. §. 8, ſondern rechtfer⸗

tigen zugleich eine polizeiliche Beſchlagnahme der hierunter fallenden

Druckſchriften . P. ⸗G. §. 191 . 20 .

Zum Schluß der Erläuterungen dieſes Titels ſind hier noch einige

Sätze zuſammenzuſtellen , welche ſich jeweils auf mehrere der be⸗

ſprochenen Punkte beziehen . Sie gehen dahin :

1. Die in den §. 4 —9 und 11 d. P. ⸗G. erwähnten polizei⸗

lichen Geld⸗ und Gefängnißſtrafen (ſ . oben zu 1 —3 . 5 und 6)

ſind ſtetshin von dem Amtsgericht ( unter Zuzug von Schöffen )

zu erkennen , wenn gleich dieſelben , was im Falle des F. 9 geſchehen

kann , die regelmäßige Grenze der amtsgerichtlichen Strafgewalt

( v. 300 fl. oder 8 Wochen Gefängniß — Ger . Verf . Geſ . §. 15

überſteigen . §. 1. d. Geſ. v. 28 . Mai 1864 über d. Gerichtsbarkeit
u. das Verfahren in Polizeiſtrafſachen ( Reg. ⸗Bl. XXIII . 228 . )

2. Für die Verjährung des Einſchreitens wegen der Polizei⸗

übertretungen dieſes Titels iſt nunmehr der §. 17 des P. ⸗St. ⸗G. ⸗B.

maaßgebend , welcher dieſe Verjährung nach 6Monaten von dem Tage
der Verübung an eintreten läßt ( ogl . P⸗G . §. 18, worin für die

Verjährung des durch den Inhalt eines Preßerzeugniſſes verübten

Vergehens die gleiche Zeitdauer feſtgeſtellt iſt ).
3. Es würde ſich von ſelbſt verſtehen , iſt aber in dem Geſetz

noch ausdrücklich hervorgehoben , daß die polizeiliche Beſtrafung der

Verletzungen preßpolizeilicher Vorſchriften mit den gedrohten Geld⸗

§. ein ſolches nicht ausſpricht . Dieſes unrichtige Citat , welches demgemäß zu

ſtreichen iſt , erklärt ſich damit , daß , als daſſelbe von der I. Kammer beigefügt

wurde von dieſer zugleich der Antrag geſtellt war , dem §. 10 eine Beſtim⸗

mung beizufügen , welche das Gericht ermächtigt , bei Erfolgloſigkeit der Geld⸗

ſtrafe die Herausgabe , einer Zeitung oder Zeitſchrift zu unterſagen ; nachdem der

beantragte Zuſatz in den Verhandlungen der II . Kammer durch einen andern

erſetzt und auch von der J. Kammer nicht weiter feſtgehalten worden war,

hätte das Citat geſtrichen werden ſollen , was überſehen worden iſt .
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und Gefängnißſtrafen auf die Erkennung der durch den Inhalt der

Druckſchrift etwa verwirkten ( gerichtlichen ) Strafe keinen Einfluß

übt . P. ⸗G. F. 8.

Dritter Titel .

Von der Verantwortlichkeit und von der gericht⸗

lichen Verfolgung wegen Prefvergehen .

Der Inhalt dieſes Titels umfaßt :

I . Die Vorſchriften über die ſtrafrechtlichen Verhältniſſe

der Preſſe ( §. 12 . 13 . 15 . 16 . 18. ) , und

II . die wenigen in das Geſetz aufgenommenen Beſtimmungen

über die ſtrafgerichtliche Verfolgung der Preßvergehen

( §. 14 . 17) , welche ſich nicht auf die , einem beſonderen ( dem vier⸗

ten ) Titel vorbehaltene , Beſchlagnahme beziehen .

In dem Entwurf des Geſetzes vom Jahre 1866 waren noch

zwei weitere wichtige Beſtimmungen vorgeſchlagen , die eine ( §. 16

des Entwurfs ) geſtattete die ſtrafgerichtliche Verfolgung einer

Druckſchrift ohne gleichzeitige Verfolgung einer für

deren Inhalt ſtrafrechtlich haftbaren Perſon für den

Fall , daß entweder eine ſolche nicht bekannt oder nicht im Bereich
der inländiſchen Gerichte ſein würde ( vgl . Pr . ⸗Geſ. v. 1851 F§. 18

Abſ. 1. a. E. ) , der andere ( §. 17 d. Entw . ) ließ neben der ſonſt

verwirkten Strafe die Entziehung des Gewerbebetriebs

als eine weitere gerichtliche Strafe dann zu , wenn ein

Preßgewerbe zur Verübung eines Preßvergehens mißbraucht worden

ſein ſollte . Die erſterwähnte Beſtimmung wurde auf den in der

öffentlichen Sitzung der II . Kammer vom 7. Mai 1866 von dem

Berichterſtatter ( Behaghel ) geſtellten Antrag geſtrichen , weil da ,

wo eine ſtrafrechtliche haftbare Perſon nicht bekannt iſt , was nur

dann der Fall ſein könnte , wenn auf der Druckſchrift keine ſolche

Perſon benannt oder die deßfallſige Benennung falſch wäre , der
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